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Gerichtskostengesetz.
Erster Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen.

§. 1.

In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtssachen, auf welche die
Civilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung oder die Konkursordnung Anwendung
findet, werden Gebühren und Auslagen der Gerichte nur nach Maßgabe dieses
Gesetzes erhoben.

§. 2.

Eine Erhebung von Stempeln und anderen Abgaben neben den Gebühren findet nicht
statt.
Urkunden, von denen im Verfahren Gebrauch gemacht wird, sind nur insoweit einem
Stempel oder einer anderen Abgabe unterworfen, als sie es ohne diesen Gebrauch sein
würden.
Urkunden, welche im Verfahren errichtet werden, bleiben, soweit ihr Inhalt über den
Gegenstand des Verfahrens hinausgeht, den allgemeinen Vorschriften über Erhebung
von Stempeln oder anderen Abgaben unterworfen.

§. 3.

In einem weiteren Umfange, als die Prozeßordnungen und dieses Gesetz es gestatten,
darf die Thätigkeit der Gerichte von der Sicherstellung oder Zahlung der Gebühren
oder Auslagen nicht abhängig gemacht werden.

§. 4.

Ueber Erinnerungen des Zahlungspflichtigen oder der Staatskasse gegen den Ansatz
von Gebühren oder Auslagen entscheidet das Gericht der Instanz gebührenfrei. Die
Entscheidung kann von dem Gerichte, welches dieselbe getroffen hat, sowie von dem
Gerichte der höheren Instanz von Amtswegen geändert werden.
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Gegen die Entscheidung findet Beschwerde nach Maßgabe des §. 567 Abs. 2 und der
§§. 568 bis 575 der Civilprozeßordnung, in Strafsachen nach Maßgabe der §§. 346 bis
352 der Strafprozeßordnung statt.
Die Einlegung von Erinnerungen oder Beschwerden kann durch Erklärung zum
Protokolle des Gerichtsschreibers oder schriftlich ohne Mitwirkung eines Anwalts
erfolgen. [660]

§. 5.

Eine Nachforderung von Gerichtskosten wegen irrigen Ansatzes ist nur zulässig, wenn
der berichtigte Ansatz vor Ablauf des nächsten Kalenderjahres nach rechtskräftiger
oder endgültiger Erledigung des Verfahrens dem Zahlungspflichtigen eröffnet ist.

§. 6.

Die Gerichte sind befugt, Gebühren, welche durch eine unrichtige Behandlung der
Sache ohne Schuld der Betheiligten entstanden sind, niederzuschlagen, und für
abweisende Bescheide, wenn der Antrag auf nicht anzurechnender Unkenntniß der
Verhältnisse oder auf Unwissenheit beruht, Gebührenfreiheit zu gewähren.

§. 7.

Der Mindestbetrag einer Gebühr ist zwanzig Pfennig.
Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch zehn theilbar sind, werden auf den
nächst höheren durch zehn theilbaren Betrag abgerundet.

Zweiter Abschnitt. Gebühren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten.

§. 8.

In bürgerlichen Rechtsstreitigkelten werden die Gebühren nach dem Werthe des
Streitgegenstandes erhoben.
Die volle Gebühr beträgt bei Gegenständen im Werthe:

1. bis 20 Mark einschließlich 1 Mark,
2. von mehr als 20 bis 60 Mark einschließlich 2 Mark, 40 Pf.,
3. von mehr als 60 bis 120 Mark einschließlich 4 Mark, 60 Pf.,
4. von mehr als 120 bis 200 Mark einschließlich 7 Mark, 50 Pf.,
5. von mehr als 200 bis 300 Mark einschließlich 11 Mark,
6. von mehr als 300 bis 450 Mark einschließlich 15 Mark,
7. von mehr als 450 bis 650 Mark einschließlich 20 Mark,
8. von mehr als 650 bis 900 Mark einschließlich 26 Mark,
9. von mehr als 900 bis 1.200 Mark einschließlich 32 Mark,

10. von mehr als 1.200 bis 1.600 Mark einschließlich 38 Mark,
11. von mehr als 1.600 bis 2.100 Mark einschließlich 44 Mark,
12. von mehr als 2.100 bis 2.700 Mark einschließlich 50 Mark,
13. von mehr als 2.700 bis 3.400 Mark einschließlich 56 Mark,
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14. von mehr als 3.400 bis 4.300 Mark einschließlich 62 Mark,
15. von mehr als 4.300 bis 5.400 Mark einschließlich 68 Mark,
16. von mehr als 5.400 bis 6.700 Mark einschließlich 74 Mark,
17. von mehr als 6.700 bis 8.200 Mark einschließlich 81 Mark,
18. von mehr als 8.200 bis 10.000 Mark einschließlich 90 Mark.

Die ferneren Werthsklassen steigen um je 2.000 Mark und die Gebühren um je 10
Mark. [661]

§. 9.

Für die Werthsberechnung sind die Vorschriften der Civilprozeßordnung §§. 3 bis 9
und der Konkursordnung §. 148 mit den nachstehenden Bestimmungen maßgebend.

§. 9a.

Ist das Bestehen oder die Dauer eines Pacht- oder Miethverhältnisses für einen
längeren als einjährigen Zeitraum streitig, so wird der Werth auf den Betrag des
einjährigen Zinses berechnet.
Bei Ansprüchen auf Alimente, welche auf gesetzlicher Vorschrift beruhen, wird der
Werth des Rechts auf die wiederkehrenden Leistungen, falls nicht der Gesammtbetrag
der geforderten Leistungen geringer ist, auf den fünffachen Betrag des einjährigen
Bezugs berechnet. Das Gleiche gilt bei Ansprüchen auf Entrichtung einer Geldrente,
welche nach den §§. 843, 844 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder nach den §§. 3, 3a, 7
des Gesetzes, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenersatze für die bei dem
Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken u. s. w. herbeigeführten Tödtungen und
Körperverletzungen, vom 7. Juni 1871 erhoben werden.
Ist für die Dauer des Rechtsstreits, welcher eine Ehesache betrifft, über die
Unterhaltspflicht der Ehegatten zu entscheiden, so wird der Werth des Rechts auf
Entrichtung einer Geldrente auf den einjährigen Betrag derselben berechnet.

§. 10.

Bei nicht vermögensrechtlichen Ansprüchen wird der Werth des Streitgegenstandes zu
2.000 Mark, ausnahmsweise niedriger oder höher, jedoch nicht unter 200 Mark und
nicht über 50.000 Mark angenommen.
Ist mit einem nicht vermögensrechtlichen Anspruch ein aus ihm hergeleiteter
vermögensrechtlicher verbunden, so ist nur Ein Anspruch, und zwar der höhere
maßgebend.

§. 10a.

Im Falle des §. 254 der Civilprozeßordnung ist für die Werthsberechnung nur einer der
verbundenen Ansprüche, und zwar der höhere maßgebend.

§. 11.
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Soweit Klage und Widerklage, welche nicht in getrennten Prozessen verhandelt
werden, denselben Streitgegenstand betreffen, sind die Gebühren nach dem einfachen
Werthe dieses Gegenstandes zu berechnen. Soweit beide Klagen nicht denselben
Streitgegenstand betreffen, sind die Gegenstände zusammenzurechnen.
Das Gleiche gilt für wechselseitig eingelegte Rechtsmittel, welche nicht in getrennten
Prozessen verhandelt werden.

§. 12.

Für Akte, welche einen Theil des Streitgegenstandes betreffen, sind die Gebühren nur
nach dem Werthe dieses Theils zu berechnen. [662]
Sind von einzelnen Werthstheilen in derselben Instanz für gleiche Akte Gebühren zu
berechnen, so darf nicht mehr erhoben werden, als wenn die Gebühr von dem
Gesammtbetrage der Werthstheile zu berechnen wäre; treten für die Akte verschiedene
Gebührensätze ein, so ist der höchste Satz maßgebend.

§. 13.

Für Akte, welche Früchte, Nutzungen, Zinsen, Schäden oder Kosten als
Nebenforderungen ohne den Hauptanspruch betreffen, ist der Werth der
Nebenforderungen insoweit maßgebend, als er den Werth des Hauptanspruchs nicht
übersteigt.
Für Akte der Zwangsvollstreckung wegen einer Geldforderung werden die
einzuziehenden Zinsen mitberechnet.
Für Akte, welche die Kosten des Rechtsstreits ohne den Hauptanspruch betreffen, ist
der Betrag der Kosten maßgebend,

§. 14.

Bei jedem Antrag ist der Werth des Streitgegenstandes, sofern derselbe nicht in einer
bestimmten Geldsumme besteht oder aus früheren Anträgen erhellt, und auf Erfordern
auch der Werth eines Theils desselben schriftlich oder zum Protokolle des
Gerichtsschreibers anzugeben.
Die Angabe kann jederzeit berichtigt werden.

§. 15.

Die zum Zwecke der Entscheidung über die Zuständigkeit des Prozeßgerichts oder die
Zulässigkeit des Rechtsmittels erfolgte Festsetzung des Werthes ist, unbeschadet der
Vorschrift des §. 9a, für die Berechnung der Gebühren maßgebend.

§. 16.

Soweit eine Entscheidung in Gemäßheit des §. 15 nicht stattfindet, und nach der Natur
des Streitgegenstandes oder durch den Antrag einer Partei die Festsetzung des Werthes
erforderlich wird, erfolgt dieselbe gebührenfrei durch Beschluß des Prozeßgerichts, bei
der Zwangsvollstreckung, falls der Werth noch nicht festgesetzt ist, durch Beschluß des
Vollstreckungsgerichts. Die Festsetzung kann von dem Gerichte, welches dieselbe



getroffen hat, sowie von dem Gerichte der höheren Instanz im Laufe des Verfahrens
von Amtswegen geändert werden.
Gegen den Beschluß findet Beschwerde nach Maßgabe des §. 567 Abs. 2 und der §§.
568 bis 575 der Civilprozeßordnung sowie des §. 4 Abs. 3 dieses Gesetzes statt.

§. 17.

Wird eine Abschätzung durch Sachverständige erforderlich, so ist in dem Beschlusse,
durch welchen der Werth festgesetzt wird (§. 16), über die Kosten der Abschätzung zu
entscheiden. Dieselben können ganz oder theilweise der Partei zur Last gelegt werden,
welche durch Unterlassung der ihr obliegenden Werthsangabe oder durch unrichtige
Werthsangabe, unbegründetes Bestreiten der Werthsangabe oder unbegründete
Beschwerde die Abschätzung veranlaßt hat. [663]

§. 18.

Die volle Gebühr (§. 8) wird erhoben:
1. für die kontradiktorische mündliche Verhandlung (Verhandlungsgebühr);
2. für die Anordnung einer Beweisaufnahme (Beweisgebühr);
3. für eine andere Entscheidung (Entscheidungsgebühr).

§. 19.

Die Verhandlung gilt als kontradiktorisch im Sinne des §. 18 Nr. 1, soweit in derselben
von beiden Parteien einander widersprechende Anträge gestellt werden.

§. 20.

Die Verhandlungsgebühr kommt auch zur Erhebung:
1. für eine nicht kontradiktorische mündliche Verhandlung in Ehesachen, in
Rechtsstreitigkeiten, welche die Feststellung des Rechtsverhältnisses zwischen
Eltern und Kindern zum Gegenstande haben, in den vor die Landgerichte
gehörigen Entmündigungssachen und in dem Verfahren über die gegen eine
Todeserklärung erhobene Anfechtungsklage, sofern der Kläger verhandelt;
2. für die Verhandlung im vorbereitenden Verfahren (Civilprozeßordnung §§.
348 bis 354).

§. 21.

Die Verhandlungsgebühr wird nicht erhoben, soweit ein zur Beilegung des
Rechtsstreits abgeschlossener Vergleich aufgenommen oder auf Grund eines
Anerkenntnisses oder Verzichts eine Entscheidung erlassen wird, ohne daß die
Anordnung einer Beweisaufnahme oder eine andere gebührenpflichtige Entscheidung
vorhergegangen ist.

§. 22.
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Die Beweisgebühr (§. 18 Nr. 2) wird nur zur Hälfte erhoben, wenn die angeordnete
Beweisaufnahme weder ganz noch theilweise stattgefunden hat.
Dasselbe findet statt, soweit bezüglich des durch die Beweisanordnung betroffenen
Gegenstandes ein zur Beilegung des Rechtsstreits abgeschlossener Vergleich
aufgenommen oder auf Grund eines Anerkenntnisses oder Verzichts eine Entscheidung
erlassen wird.

§. 23.

Nur drei Zehntheile der Entscheidungsgebühr werden erhoben für die auf Grund eines
Anerkenntnisses oder Verzichts erlassene Entscheidung.
Die Entscheidungsgebühr wird zu drei Zehntheilen auch für die Aufnahme eines zur
Beilegung des Rechtsstreits abgeschlossenen Vergleichs erhoben.

§. 24.

Ein bedingtes Urtheil (Civilprozeßordnung §. 460) gilt für die Gebührenerhebung als
Beweisanordnung; das Urtheil, durch welches das bedingte Urtheil erledigt wird
(Civilprozeßordnung §. 462 Abs. 2), als Entscheidung im Sinne des §. 18 Nr. 3. [664]
Ist jedoch das bedingte Urtheil in der Instanz, in welcher es ergangen ist, bis zum
Eintritt der Fälligkeit der Gebühren nicht erledigt, so wird für dasselbe die
Entscheidungsgebühr erhoben, vorbehaltlich der Berichtigung des Gebührenansatzes
nach Maßgabe der Vorschriften des ersten Absatzes für den Fall einer nachträglichen
Erledigung des Urtheils in derselben Instanz.

§. 25.

Sechs Zehntheile der Gebühr (§§. 18 bis 24) werden erhoben, wenn der Akt im
Urkunden- oder Wechselprozesse (Civilprozeßordnung §§. 592 bis 605) erfolgt.

§. 26.

Fünf Zehntheile der Gebühr (§§. 18 bis 24) werden erhoben, wenn der Akt
ausschließlich betrifft:

1. prozeßhindernde Einreden (Civilprozeßordnung §. 274);
2. die Unzuständigkeit des Gerichts, die Unzulässigkeit des Rechtsweges, den
Mangel der Parteifähigkeit, der Prozeßfähigkeit, der Legitimation eines
gesetzlichen Vertreters oder der erforderlichen Ermächtigung zur Prozeßführung,
sofern dieselben von Amtswegen berücksichtigt sind (Gerichtsverfassungsgesetz
§. 17 Abs. 1, Civilprozeßordnung §§. 40, 56);
3. die Entlassung des Beklagten aus dem Rechtsstreite (Civilprozeßordnung §§.
75 bis 77), oder die Uebernahme des Rechtsstreits durch den Rechtsnachfolger
(Civilprozeßordnung §. 266);
4. die Aufnahme eines unterbrochenen oder ausgesetzten Verfahrens
(Civilprozeßordnung §§. 239 bis 250);
5. die Zulässigkeit der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, der Berufung,
Revision oder der Wiederaufnahme des Verfahrens oder die Zurücknahme eines
Rechtsmittels (Civilprozeßordnung §§. 238, 515 Abs. 3, §§. 535, 566, 589);
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6. den Einspruch (Civilprozeßordnung §§. 341, 345, 346, 700), sowie die gegen
ein Versäumnißurtheil eingelegten Rechtsmittel (Civilprozeßordnung §. 513
Abs. 2, §. 566);
7. die vorläufige Vollstreckbarkeit eines Urtheils;
8. die Ertheilung der Vollstreckungsklausel, sofern sie im Wege der Klage
beantragt oder angefochten wird (Civilprozeßordnung §§. 731, 738, 742, 744,
745 Abs. 2, §§. 749, 768), oder Einwendungen gegen die Zwangsvollstreckung,
welche den Anspruch selbst betreffen, sofern der §. 767 Abs. 2 oder §. 796 Abs.
2 der Civilprozeßordnung Anwendung findet, oder die Zulassung der
Zwangsvollstreckung aus dem Urtheil eines ausländischen Gerichts oder aus
einem Schiedsspruche (Civilprozeßordnung §§. 722, 1042);
9. die Anordnung, Abänderung oder Aufhebung eines Arrestes oder einer
einstweiligen Verfügung, sofern die Entscheidung durch Endurtheil zu treffen ist
(Civilprozeßordnung §. 922 Abs. 1, §§. 925, 926 Abs. 2, §§. 927, 936), [665]
10. die Unzulässigkeit des schiedsrichterlichen Verfahrens oder die Aufhebung
eines Schiedsspruchs (Civilprozeßordnung §. 1046).

Ist in den Fällen der Nr. 1, 2 der Kläger abgewiesen, oder in den Fällen der Nr. 5, 6 die
Wiedereinsetzung, Berufung, Revision, Wiederaufnahme oder der Einspruch als
unzulässig verworfen, so werden auch für eine Verhandlung zur Hauptsache nur fünf
Zehntheile der Gebühr erhoben, sofern die Entscheidung auf diese Verhandlung
ergangen ist.

§. 27.

Drei Zehntheile der Gebühr (§§. 18 bis 24) werden erhoben, wenn der Akt betrifft:
1. die Zulässigkeit einer Nebenintervention (Civilprozeßordnung §. 71);
2. die Zwangsvollstreckung zur Erwirkung von Handlungen oder
Unterlassungen (Civilprozeßordnung §§. 887 bis 891).

§. 28.

Jede der im §. 18 bezeichneten Gebühren wird in jeder Instanz rücksichtlich eines
jeden Theils des Streitgegenstandes nur einmal erhoben. Treffen für gleiche Akte die
volle Gebühr und die Gebühr des §. 26 rücksichtlich desselben Streitgegenstandes
zusammen, so kommt nur die volle Gebühr zur Erhebung.

§. 29.

Wird die Ergänzung eines Urtheils beantragt (Civilprozeßordnung §. 321), so findet,
soweit der Antrag nicht zurückgewiesen wird, die Bestimmung des §. 12 Anwendung;
soweit der Antrag zurückgewiesen wird, kommen fünf Zehntheile der Gebühr (§§. 18
bis 24) zur Erhebung.

§. 30.

Verweist das Amtsgericht einen Rechtsstreit vor das Landgericht, weil durch
Widerklage oder durch Erweiterung des Klagantrags ein Anspruch erhoben ist, welcher
zur Zuständigkeit der Landgerichte gehört, oder die Feststellung eines
Rechtsverhältnisses beantragt worden ist, für welches die Landgerichte zuständig sind
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(Civilprozeßordnung §. 506), so bildet das weitere Verfahren vor dem Landgerichte
mit dem Verfahren vor dem Amtsgericht im Sinne des §. 28 Eine Instanz.
Das Gleiche gilt, wenn der Einspruch gegen einen Vollstreckungsbefehl von dem
Amtsgerichte für zulässig befunden und die Klage während der Rechtshängigkeit des
Anspruchs bei dem Landgericht erhoben ist (Civilprozeßordnung §. 700), für das
amtsgerichtliche Verfahren über die Zulässigkeit des Einspruchs und das Verfahren vor
dem Landgerichte.

§. 31.

Wird eine Sache zur anderweiten Verhandlung an das Gericht unterer Instanz
zurückverwiesen (Civilprozeßordnung §§. 538, 539, 565), so bildet das weitere
Verfahren mit dem früheren Verfahren vor diesem Gericht im Sinne des §. 28 Eine
Instanz. [666]

§. 32.

Das Verfahren in Folge des Einspruchs gegen ein Versäumnißurtheil gilt im Sinne des
§. 28 als neue Instanz, insoweit der Einspruch verworfen, zurückgenommen oder nicht
verhandelt wird (Civilprozeßordnung §§. 341, 345, 346).
Gilt das Verfahren als Fortsetzung der Instanz, so wird durch die Gebühr für das
Versäumnißurtheil eine andere Entscheidungsgebühr derselben Instanz nicht
ausgeschlossen.

§. 33.

Das ordentliche Verfahren, welches nach der Abstandnahme vom Urkunden- oder
Wechselprozesse, sowie nach dem mit Vorbehalt in demselben erlassenen Urtheil
anhängig bleibt (Civilprozeßordnung §§. 596, 600), gilt für die Gebührenerhebung als
besonderer Rechtsstreit.

§. 34.

Drei Zehntheile der Gebühr (§. 8) werden erhoben für die Entscheidung einschließlich
des Verfahrens:

1. über Anträge auf Entmündigung oder Wiederaufhebung einer Entmündigung,
soweit die Amtsgerichte zuständig sind (Civilprozeßordnung §§. 645 bis 662,
675 bis 678, 680 bis 683, 685);
2. über die Ernennung oder Ablehnung eines Schiedsrichters, das Erlöschen
eines Schiedsvertrags oder die Anordnung der von Schiedsrichtern für
erforderlich erachteten richterlichen Handlungen (Civilprozeßordnung §. 1045).

§. 35.

Zwei Zehntheile der Gebühr (§. 8) werden erhoben für die Entscheidung,
einschließlich des vorangegangenen Verfahrens, über Anträge:

1. auf vorläufige Einstellung, Beschränkung oder Aufhebung einer
Zwangsvollstreckung (Civilprozeßordnung §§. 707, 719, 769, 771 Abs. 3, §§.
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785, 786, 805 Abs, 4, §. 810 Abs. 2);
2. auf gerichtliche Handlungen der Zwangsvollstreckung (Civilprozeßordnung
§§. 764, 791, 822, 823, 825, 828, 829 Abs. 1, §§. 835, 839, 844, 846 bis 848,
857, 858, 885 Abs. 4, §§. 886, 900 Abs. 3, §§. 901, 930 Abs. 3);
3. auf Anordnung oder Aufhebung eines Arrestes oder einer einstweiligen
Verfügung (Civilprozeßordnung §§. 921, 922, 934, 936 bis 944), soweit nicht
nachträglich eine Gebühr des §. 26 Nr. 9 zur Erhebung kommt;

sowie
4. über Anträge, Einwendungen oder Erinnerungen, welche die Art und Weise
der Zwangsvollstreckung oder das bei derselben vom Gerichtsvollzieher zu
beobachtende Verfahren oder die von ihm in Ansatz gebrachten Kosten oder die
Weigerung desselben betreffen, einen Vollstreckungsauftrag zu übernehmen oder
eine Vollstreckungshandlung dem Auftrage gemäß auszuführen
(Civilprozeßordnung §. 766). [667]

§. 36.

Für die Entscheidung, einschließlich des Verfahrens, über Anträge auf Sicherung des
Beweises (Civilprozeßordnung §§. 485 bis 494) werden drei Zehntheile der Gebühr (§.
8) und, wenn eine Beweisaufnahme stattfindet, fünf Zehntheile der Gebühr erhoben.

§. 37.

Im Mahnverfahren werden erhoben.
1. zwei Zehntheile der Gebühr (§. 8) für die Entscheidung über das Gesuch um
Erlassung des Zahlungsbefehls (Civilprozeßordnung §§. 691, 692);
2. ein Zehntheil der Gebühr (§. 8) für die Entscheidung über das Gesuch um
Erlassung des Vollstreckungsbefehls (Civilprozeßordnung §. 699).

Wird ein Gesuch um Erlassung des Zahlungsbefehls zurückgewiesen, weil der
Zahlungsbefehl in Ansehung eines Theils des Anspruchs nicht erlassen werden kann
(Civilprozeßordnung §. 691 Abs. 2), so ist die Gebühr nur nach dem Werthe dieses
Theils zu berechnen.
Soweit die Kosten des Mahnverfahrens als Theil der Kosten eines entstehenden
Rechtsstreits anzusehen sind (Civilprozeßordnung §. 698), wird die im Falle der Nr. 1
erhobene Gebühr auf die Gebühr des entstehenden Rechtsstreits angerechnet.

§. 38.

Ein Zehntheil der Gebühr (§. 8) wird erhoben für die Entscheidung, einschließlich des
vorangegangenen Verfahrens, über Anträge:

1. auf Festsetzung der vom Gegner zu erstattenden Prozeßkosten, sofern dieselbe
im besonderen Verfahren erfolgt (Civilprozeßordnung §. 105), oder auf
Abänderung der Kostenfestsetzung (Civilprozeßordnung §. 107);
2. auf Bestimmung einer Frist zur Rückgabe und auf Anordnung der Rückgabe
einer Sicherheit in den Fällen des §. 109 Abs. 1, 2 der Civilprozeßordnung;
3. auf Ertheilung der Vollstreckungsklausel in den Fällen, in welchen dieselbe
auf Anordnung des Vorsitzenden zu erfolgen hat, oder auf Zurücknahme der
Vollstreckungsklausel, sofern diese Anträge nicht im Wege der Klage gestellt
werden (Civilprozeßordnung §§. 726 bis 730, 732, 738, 742, 744, 745 Abs. 2,
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§§. 749, 795, 796 Abs. 1, §. 797 Abs. 3, §. 929), oder auf Ertheilung einer
weiteren vollstreckbaren Ausfertigung (Civilprozeßordnung §. 733).

§. 39.

Jede der im §. 27 bezeichneten Streitigkeiten, sowie jedes Verfahren über die in den
§§. 34 bis 38 bezeichneten Anträge, Einwendungen oder Erinnerungen gilt für die
Gebührenerhebung als besonderer Rechtsstreit.
Betreffen mehrere gerichtliche Handlungen der Zwangsvollstreckung (§. 35 Nr. 2)
wegen desselben Anspruchs denselben Gegenstand, so kommt die Gebühr nur einmal
zur Erhebung. [668]
Die im besonderen Verfahren erfolgte Festsetzung der Kosten und die Abänderung der
Kostenfestsetzung (§. 38 Nr. 1) gelten als Ein Rechtsstreit. Das Gleiche gilt von dem
Verfahren über die im §. 38 Nr. 2 bezeichneten Anträge.

§. 40.

Für das durch den Gerichtsschreiber an die Post gerichtete Ersuchen um Bewirkung
einer Zustellung (Civilprozeßordnung §. 196) ist die einem Gerichtsvollzieher für den
gleichen Akt zustehende Gebühr als Gerichtsgebühr zu erheben, sofern nicht die
Zustellung von Amtswegen bewirkt wird.

§. 41.

Für einen in Gemäßheit des §. 510 der Civilprozeßordnung stattgehabten Sühnetermin,
einschließlich des in demselben etwa aufgenommenen Vergleichs, werden drei
Zehntheile der Gebühr (§. 8) erhoben.
Die Gebühr wird, wenn der Gegner desjenigen, welcher zum Sühnetermin geladen hat,
nicht erschienen oder der Sühneversuch erfolglos geblieben ist, auf die Gebühren eines
entstehenden Rechtsstreits angerechnet.

§. 42.

Für das Vertheilungsverfahren (Civilprozeßordnung §. 858 Abs. 6, §§. 872 bis 877,
882) werden fünf Zehntheile und, wenn das Verfahren vor dem Termine zur
Ausführung der Vertheilung erledigt wird, drei Zehntheile der Gebühr (§. 8) erhoben.

§. 43.

Für die Verhandlung in dem zur Abnahme des Offenbarungseides bestimmten Termine
werden im Falle des §. 889 der Civilprozeßordnung zwei Zehntheile der Gebühr (§. 8)
erhoben.
Das Gleiche gilt für die Fälle der §§. 900, 901 der Civilprozeßordnung, sofern nicht
über einen Widerspruch des Schuldners oder über einen spätestens im Termine
gestellten Antrag auf Erzwingung der Eidesleistung zu entscheiden ist.

§. 44.
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Im Aufgebotsverfahren (Civilprozeßordnung §§. 946 bis 956, 959 bis 972, 977 bis
1024) wird ein Zehntheil der Gebühr (§. 8) erhoben:

1. für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Antrags auf Erlassung des
Aufgebots;
2. für die vor der Einleitung des Aufgebotsverfahrens erfolgende Entscheidung
über den Antrag auf Anordnung der Zahlungssperre;
3. für die Verhandlung im Aufgebotstermine;
4. für die Endentscheidung.

§. 45.

Drei Zehntheile der Gebühr (§. 8) werden erhoben für die Entscheidung, einschließlich
des vorangegangenen Verfahrens, in der Beschwerdeinstanz, soweit die [669]
Beschwerde als unzulässig verworfen oder zurückgewiesen wird oder die Kosten des
Verfahrens einem Gegner zur Last fallen. Insoweit dies nicht der Fall ist, werden
Gebühren nicht erhoben.
Diese Vorschrift kommt bei Anträgen auf Aenderung einer Entscheidung des
beauftragten oder ersuchten Richters oder des Gerichtsschreibers (Civilprozeßordnung
§. 576) zur entsprechenden Anwendung.

§. 46.

Wird eine Klage, ein Antrag, ein Einspruch oder ein Rechtsmittel zurückgenommen,
bevor ein gebührenpflichtiger Akt stattgefunden hat, so wird ein Zehntheil der Gebühr
erhoben, welche für die beantragte Entscheidung oder im Falle des §. 43 für die
beantragte Verhandlung zu erheben sein würde.
Diese Gebühr wird nicht erhoben, wenn ein zur Terminsbestimmung eingereichter
Schriftsatz vor Bestimmung des Termins zurückgezogen ist.
Betrifft die Zurücknahme nur einen Theil des Streitgegenstandes, während über einen
anderen Theil verhandelt, entschieden oder ein Vergleich aufgenommen wird, so ist die
Gebühr für die Zurücknahme nur insoweit zu erheben, als die Verhandlungsgebühr
oder die Entscheidungsgebühr sich erhöht haben würde, wenn die Verhandlung, die
Entscheidung oder der Vergleich auf den zurückgenommenen Theil erstreckt worden
wäre.

§. 47.

Gebühren werden nicht erhoben für die Verhandlung und Entscheidung:
1. über die Prozeß- oder Sachleitung, einschließlich der Bestimmung oder
Aenderung von Terminen und Fristen;
2. über die Bewilligung ober Entziehung des Armenrechts, sowie die
Verpflichtung zur Nachzahlung von Kosten (Civilprozeßordnung §. 126);
3. über die Zuständigkeit des obersten Landesgerichts (§. 7 des
Einführungsgesetzes zur Civilprozeßordnung) oder der Kammer für
Handelssachen (Gerichtsverfassungsgesetz §§. 103 bis 106), über die
Bestimmung des zuständigen Gerichts (Civilprozeßordnung §. 36), die
Uebernahme eines Entmündigungsverfahrens (Civilprozeßordnung §. 650 Abs.
3, §. 651 Abs. 2), die Bestimmung eines Gerichtsvollziehers
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(Civilprozeßordnung §. 827 Abs 1, §. 854 Abs. 1) oder eines Sequesters
(Civilprozeßordnung §§. 848, 855);
4. über die Ablehnung eines Richters, eines Gerichtsschreibers oder eines
Sachverständigen (Civilprozeßordnung §§. 42 bis 49, 406);
5. über die Verpflichtung eines Gerichtsschreibers, gesetzlichen Vertreters,
Rechtsanwalts oder anderen Bevollmächtigten, sowie eines Gerichtsvollziehers
zur Tragung der durch Verschulden derselben veranlaßten Kosten
(Civilprozeßordnung §. 102);
6. über die Verpflichtung eines Rechtsanwalts zur Zurückgabe einer vom Gegner
ihm mitgetheilten Urkunde (Civilprozeßordnung §. 135); [670]
7. über die Verpflichtung zur Abgabe eines Zeugnisses oder Gutachtens
(Civilprozeßordnung §§. 386 bis 389, 408);
8. über die Zwangsmaßregeln gegen einen Zeugen oder Sachverständigen, sowie
die Verurtheilung derselben zu Kosten und Strafe (Civilprozeßordnung §§. 380,
381, 390, 409);
9. über die Bestellung eines Vertreters für eine nicht prozeßfähige oder
unbekannte Partei, für ein von dem Eigenthümer aufgegebenes Grundstück oder
für einen Erben, der die Erbschaft noch nicht angenommen hat
(Civilprozeßordnung §§. 57, 58, 494, 668, 679, 686, 779, 787);
10. über die Berichtigung eines Urtheils oder des Thatbestandes desselben
(Civilprozeßordnung §§. 319, 320);
11. über die Vollstreckbarkeit der durch Rechtsmittelanträge nicht angefochtenen
Theile eines Urtheils (Civilprozeßordnung §§. 534, 560);
12. über die Zulassung einer Zustellung oder eines Aktes der
Zwangsvollstreckung zur Nachtzeit oder an einem Sonntag oder allgemeinen
Feiertage (Civilprozeßordnung §§. 188, 761);
13. über die Mitwirkung des Gerichts bei Handlungen der Zwangsvollstreckung
in den Fällen des §. 758 Abs. 3, der §§. 789, 790 Abs. 1, §. 912 der
Civilprozeßordnung;
14. über die in §. 35 Nr. 4 bezeichneten Anträge, Einwendungen oder
Erinnerungen, soweit dieselben für begründet befunden werden und die Kosten
des Verfahrens nicht dem Gegner, sondern dem Gerichtsvollzieher zur Last
fallen;
15. über Anträge auf Ertheilung der Vollstreckungsklausel (Civilprozeßordnung
§§. 724, 725, 795, 797 Abs. 1), sofern nicht Gebühren nach den Vorschriften des
§. 26 Nr. 8 oder des §. 38 zu erheben sind;
16. über Anträge auf Anordnung der Rückgabe einer Sicherheit im Falle des §.
715 der Civilprozeßordnung, sowie über Gesuche um Ertheilung des Zeugnisses
der Rechtskraft oder um Ertheilung des Zeugnisses, daß innerhalb der Nothfrist
ein Schriftsatz zum Zwecke der Terminsbestimmung nicht eingereicht sei, oder
um Bestimmung einer Frist zum Nachweise der Zustellung eines Schriftsatzes
(Civilprozeßordnung §. 706).

Ist in den Fällen der Nr. 2, 4, 5, 6, 7, 10 das Verfahren nach freier richterlicher
Ueberzeugung muthwillig veranlaßt, so hat das Gericht von Amtswegen die besondere
Erhebung von drei Zehntheilen der Gebühr (§. 8) zu beschließen. Gegen den Beschluß
findet Beschwerde nach Maßgabe des §. 567 Abs. 2 und der §§. 568 bis 575 der
Civilprozeßordnung sowie des §. 4 Abs. 3 dieses Gesetzes statt.
In der Beschwerdeinstanz findet die Bestimmung des ersten Absatzes keine
Anwendung, wenn die Beschwerde als unzulässig verworfen oder zurückgewiesen
wird.
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§. 48.

Ist außer dem Falle des §. 335 der Civilprozeßordnung durch Verschulden einer Partei
oder eines Vertreters derselben die Vertagung einer mündlichen Verhandlung [671]
oder die Anberaumung eines Termins zur Fortsetzung der mündlichen Verhandlung
veranlaßt, oder ist durch nachträgliches Vorbringen von Angriffs- oder
Vertheidigungsmitteln, Beweismitteln oder Beweiseinreden, welches zeitiger erfolgen
konnte, die Erledigung des Rechtsstreits verzögert worden, so kann das Gericht von
Amtswegen die besondere Erhebung einer Gebühr für die verursachte weitere
Verhandlung, sowie einer Gebühr für die durch das neue Vorbringen veranlaßte
nochmalige Beweisanordnung beschließen. Die Gebühr besteht in der vollen Gebühr
(§. 8); sie kann jedoch bis zu zwei Zehntheilen herabgesetzt werden.
Gegen den Beschluß findet Beschwerde nach Maßgabe des §. 567 Abs. 2 und der §§.
568 bis 575 der Civilprozeßordnung sowie des §. 4 Abs. 3 dieses Gesetzes statt.

§. 49.

In der Berufungsinstanz erhöhen sich die Gebührensätze um ein Viertheil, in der
Revisionsinstanz um die Hälfte.
Für eine Beweisanordnung sowie Beweisaufnahme in der Berufungsinstanz, welche
nur auf Grund der in der ersten Instanz vorgebrachten Thatsachen und Beweismittel
erfolgt, kommt eine Beweisgebühr nicht zur Erhebung, soweit eine solche
rücksichtlich desselben Streitgegenstandes schon in der ersten Instanz zu erheben war.

Dritter Abschnitt. Gebühren im Konkursverfahren.

§. 50.

Auf die Gebühren im Konkursverfahren finden die Vorschriften des §. 8 über die
Werthsklassen und den Gebührensatz, sowie der §§. 14, 16, 17 dieses Gesetzes und des
§. 3 der Civilprozeßordnung über die Werthsfestsetzung entsprechende Anwendung.

§. 51.

Für das Konkursverfahren, einschließlich des der Eröffnung vorangegangenen
Verfahrens, werden erhoben:

1. wenn auf Grund der Schlußvertheilung die Aufhebung des Konkursverfahrens
erfolgt, mit Einschluß von Nachtragsvertheilungen, das Zweifache der Gebühr
(§. 8);
2. wenn auf Grund eines Zwangsvergleichs die Aufhebung erfolgt, die volle
Gebühr (§. 8) und acht Zehntheile derselben;
3. wenn nach dem Beginne des Vollzugs einer Abschlagsvertheilung
(Konkursordnung §. 159 Abs. 2) oder nach dem Beginn eines Vergleichtermins
eine Einstellung des Verfahrens (Konkursordnung §§. 202, 204) erfolgt, die volle
Gebühr (§. 8) und fünf Zehntheile derselben;
4. wenn nach dem Ablaufe der Anmeldefrist und vor den unter Nr. 3
bezeichneten Zeitpunkten eine Einstellung erfolgt, die volle Gebühr (§. 8) und
drei Zehntheile derselben; [672]
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5. wenn vor dem Ablaufe der Anmeldefrist eine Einstellung erfolgt, acht
Zehntheile der Gebühr (§. 8).

§. 52.

Die im §. 51 bestimmte Gebühr wird nach dem Betrage der Aktivmasse erhoben.
Massekosten, mit Ausnahme der Gebühren des Konkursgerichts, des
Konkursverwalters und des Gläubigerausschusses, sowie Masseschulden werden
abgesetzt. Gegenstände, welche zur abgesonderten Befriedigung dienen, werden nur in
Höhe des für diese nicht erforderlichen Betrags angesetzt.
Ist die Aktivmasse höher als die Schuldenmasse, so wird die Gebühr nach dem Betrage
der letzteren erhoben.
Für die Berechnung der Masse ist die Zeit der Beendigung des Verfahrens maßgebend.

§. 53.

Für den Beschluß, durch welchen der Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens
abgewiesen wird, einschließlich des vorangegangenen Verfahrens, werden drei
Zehntheile der Gebühr (§. 8) erhoben.
Wird das Verfahren durch Versagung der Zulassung des Antrags (Konkursordnung §.
105 Abs. 1, §. 208 Abs. 2, §. 210 Abs. 2, §§. 213, 217 Abs. 2, §. 218 Abs. 2, §. 236,
Gesetz, betreffend die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, §. 100 Abs. 2) oder
durch Zurücknahme des zugelassenen Antrags erledigt, so wird nur ein Zehntheil der
Gebühr (§. 8) erhoben.
Die Vorschrift des §. 52 findet Anwendung; sofern jedoch der Antrag von einem
Gläubiger gestellt wird und die Forderung desselben nicht höher ist, als der Betrag der
Aktivmasse, wird die Gebühr nach dem Betrage dieser Forderung erhoben.

§. 54.

Für jeden besonderen Prüfungstermin (Konkursordnung §. 142) werden nach dem
Betrage der einzelnen Forderungen, zu deren Prüfung der Termin dient, die volle
Gebühr (§. 8) und, soweit Anmeldungen vor der Prüfung zurückgenommen werden,
drei Zehntheile der Gebühr (§. 8) erhoben. Auf die Werthsberechnung findet die
Vorschrift des §. 148 der Konkursordnung entsprechende Anwendung.

§. 55.

Für die auf Betreiben des Konkursverwalters erfolgende Zwangsverwaltung oder
Zwangsversteigerung eines zur Konkursmasse gehörigen Gegenstandes
(Konkursordnung §§. 126, 127) wird die Gebühr nach den Vorschriften über die
Gebührenerhebung für Zwangsvollstreckungen besonders erhoben.

§. 56.

Für die in Gemäßheit des §. 125 der Konkursordnung erfolgende Abhaltung des zur
Abnahme des Offenbarungseides bestimmten Termins (§. 43), sowie für das Verfahren
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und die Entscheidung über Anträge auf Erzwingung der Eidesleistung
(Civilprozeßordnung §. 901) werden Gebühren nicht erhoben. [673]

§. 57.

Für die Beschwerdeinstanz wird die in den §§. 45, 46 bestimmte Gebühr besonders
erhoben.
Im Falle der Beschwerde gegen den Beschluß über Eröffnung des Konkursverfahrens
(Konkursordnung §. 109) oder den Beschluß über Bestätigung eines Zwangsvergleichs
(Konkursordnung §§. 189, 230 Abs. 2, §. 236) finden die Vorschriften des §. 52
Anwendung.

§. 58.

Für ein wiederaufgenommenes Konkursverfahren wird einschließlich der
Wiederaufnahme die volle Gebühr (§. 8) besonders erhoben. Die Vorschriften der §§.
52, 54 bis 57 finden Anwendung.
Wird vor der Wiederaufnahme die Anordnung von Sicherheitsmaßregeln beantragt
(Konkursordnung §. 197 Abs. 2), so wird die Gebühr in Gemäßheit des §. 35 nach dem
Werthe des Gegenstandes, durch welchen die Sicherung erfolgen soll, besonders
erhoben.
Die Gebühr für die Anordnung einer Sicherheitsmaßregel wird im Falle der
Wiederaufnahme auf die im ersten Absatze bezeichnete Gebühr angerechnet.

Vierter Abschnitt. Gebühren in Strafsachen.

§. 59.

In Strafsachen giebt die rechtskräftig erkannte Strafe den Maßstab für die Höhe der
Gerichtsgebühren aller Instanzen.
Ist neben einer Freiheitsstrafe auf Geldstrafe erkannt, so wird der ersteren die für den
Fall, daß die Geldstrafe nicht beigetrieben werden kann, festgesetzte Freiheitsstrafe
hinzugerechnet. Ist die bedingte Festsetzung der Freiheitsstrafe unterlassen worden, so
wird für jeden angefangenen Betrag von zehn Mark der Geldstrafe ein Tag
Freiheitsstrafe zugerechnet.
Ist nur auf Geldstrafe und für den Fall, daß dieselbe nicht beigetrieben werden kann,
auf Freiheitsstrafe erkannt, so bestimmt sich die Gebühr nach der Höhe der ersteren. In
diesem Falle, sowie wenn nur auf Geldstrafe erkannt ist, darf die Gebühr den Betrag
der Geldstrafe nicht übersteigen.

§. 60.

Im Falle des §. 79 des Strafgesetzbuchs bestimmt sich die Gebühr für das neue
Verfahren durch den Betrag, um welchen die Gesammtstrafe die früher erkannte Strafe
übersteigt.
Im Falle des §. 492 der Strafprozeßordnung ist eine besondere Gebühr nicht zu
erheben. [674]
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§. 61.

Betrifft eine Strafsache mehrere Angeschuldigte, so ist die Gebühr von jedem
Verurtheilten besonders nach Maßgabe der gegen ihn erkannten Strafe zu erheben

§. 62.

Für das Verfahren in erster Instanz werden erhoben:
im Falle einer Geldstrafe oder Freiheitsstrafe von

Mark Mark

1. mehr
als 1 bis 20 einschl. oder 1 bis 10 Tage einschl. 5

2. mehr
als 20 bis 30 einschl. oder mehr

als 10 Tage bis 14 Tage einschl. 10

3. mehr
als 30 bis 60 einschl. oder mehr

als 14 Tage bis 4 Wochen einschl. 20

4. mehr
als 60 bis 150 einschl. oder mehr

als 4 Wochen bis 6 Wochen einschl. 30

5. mehr
als 150 bis 300 einschl. oder mehr

als 6 Wochen bis 3 Monate einschl. 45

6. mehr
als 300 bis 500 einschl. oder mehr

als 3 Monate bis 6 Monate einschl. 60

7. mehr
als 500 bis 1.000 einschl. oder mehr

als 6 Monate bis 1 Jahr einschl. 75

8. mehr
als 1.000 bis 1.500 einschl. oder mehr

als 1 Jahr bis 2 Jahre einschl. 100

9. mehr
als 1.500 bis 3.000 einschl. oder mehr

als 2 Jahre bis 3 Jahre einschl. 130

10. mehr
als 3.000 oder mehr

als 3 Jahre bis 10 Jahre einschl. 180

11. im Falle einer schwereren Strafe 300
      Ist auf Verweis erkannt, so beträgt die Gebühr 5
und ist ausschließlich auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt
oder einzelner bürgerlicher Ehrenrechte erkannt 45

§. 63.

Zwei Zehntheile der Sätze des §. 62 werden erhoben in dem Verfahren bei
amtsrichterlichen Strafbefehlen, wenn die Strafe ohne Hauptverhandlung rechtskräftig
festgesetzt ist (Strafprozeßordnung §. 450).
Wird der gegen einen Strafbefehl erhobene Einspruch wegen Ausbleibens des
Angeklagten in der Hauptverhandlung durch Urtheil verworfen (Strafprozeßordnung §.
452), so sind für das ganze Verfahren vier Zehntheile der Sätze des §. 62 zu erheben.

§. 64.
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Hat weder eine Voruntersuchung, noch in dem Hauptverfahren eine Beweisaufnahme
stattgefunden, so kann das Gericht die Sätze des §. 62 bis auf fünf Zehntheile
ermäßigen.
Das Gleiche gilt in den Fällen des §. 211 der Strafprozeßordnung.

§. 65.

Die Sätze des §. 62 sind für die Berufungsinstanz, sowie für die Revisionsinstanz zu
erheben, wenn in derselben eine Hauptverhandlung stattgefunden hat und das
Rechtsmittel nicht als unzulässig verworfen wird.
Hat eine Beweisaufnahme in der Berufungsinstanz nicht stattgefunden, so kann das
Gericht die Sätze bis auf fünf Zehntheile ermäßigen. [675]
Wird die Berufung wegen Ausbleibens des Angeklagten in der Hauptverhandlung
verworfen (Strafprozeßordnung §. 370), oder betrifft die Berufung die Verwerfung des
gegen einen Strafbefehl erhobenen Einspruchs (Strafprozeßordnung §. 452), so sind
vier Zehntheile zu erheben.

§. 66.

Ein Zehntheil der Sätze des §. 62 wird besonders erhoben.
1. für Verwerfung eines Gesuchs um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
(Strafprozeßordnung §§. 46, 234, 370 Abs. 2);
2. für die Entscheidung, durch welche eine Berufung oder Revision als
unzulässig verworfen wird (Strafprozeßordnung §§. 360, 363, 386, 389);
3. für die Entscheidung, durch welche ein Antrag auf Wiederaufnahme des
Verfahrens als unzulässig verworfen wird (Strafprozeßordnung §. 408);
4. für die Entscheidung, durch welche ein Einspruch gegen einen
amtsrichterlichen Strafbefehl (Strafprozeßordnung §. 449) oder ein Antrag auf
gerichtliche Entscheidung nach vorangegangener polizeilicher Strafverfügung
(Strafprozeßordnung §. 454) oder nach Erlaß eines Strafbescheides einer
Verwaltungsbehörde (Strafprozeßordnung §. 460) als unzulässig verworfen wird;
5. für Zurückweisung von Beschwerden gegen die unter Nr. 1 bis 4 bezeichneten
Entscheidungen.

§. 67.

Wird ein Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens als unbegründet verworfen
(Strafprozeßordnung §§. 410, 411 Abs. 1), so werden zwei Zehntheile und, wenn eine
Beweisaufnahme stattgefunden hat (Strafprozeßordnung §. 409), vier Zehntheile der
Sätze des §. 62 erhoben.
Für Zurückweisung von Beschwerden gegen die im vorstehenden Absatze
bezeichneten Entscheidungen wird ein Zehntheil der Sätze des §. 62 erhoben.

§. 68.

Für die Zurückweisung anderer, als der in §. 66 Nr. 5, §. 67 Abs. 2 bezeichneten
Beschwerden wird eine Gebühr von 1 Mark erhoben.
Die Gebühr ist von dem Beschuldigten nur zu erheben, wenn er zu Strafe rechtskräftig
verurtheilt wird.
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§. 69.

Werden in den Fällen der §§. 172 und 173 der Strafprozeßordnung nach Maßgabe der
§§. 175 und 504 derselben dem Antragsteller die Kosten auferlegt, so beträgt die
Gebühr:

wenn es sich um eine
Uebertretung handelt 20 Mark,

wenn es sich um ein
Vergehen handelt 50 Mark,

wenn es sich um ein
Verbrechen handelt 100 Mark.

Das Gleiche gilt im Falle des §. 501 der Strafprozeßordnung. [676]
Im Falle des §. 174 Abs. 2 der Strafprozeßordnung ist die Hälfte der vorstehenden
Sätze zu erheben. Das Gleiche gilt, wenn nach eröffnetem Hauptverfahren die
Einstellung des Verfahrens wegen Zurücknahme desjenigen Antrags erfolgt, durch
welchen dasselbe bedingt war.

§. 70.

Für das Verfahren auf erhobene Privatklage werden in erster Instanz erhoben:
1. wenn nach Beginn der Hauptverhandlung
Einstellung des Verfahrens erfolgt 5 Mark,

2. wenn außer dem Falle der Nr. 1 die Instanz ohne
Beweisaufnahme durch Urtheil beendigt wird 15 Mark,

3. wenn außer dem Falle der Nr. 1 die Instanz nach
stattgehabter Beweisaufnahme durch Urtheil beendigt
wird

20 Mark.

Dieselben Sätze sind für die Berufungsinstanz sowie für die Revisionsinstanz zu
erheben.
Für die Widerklage wird ein besonderer Satz nicht erhoben.
Die von der Verwaltungsbehörde erhobene Klage (Strafprozeßordnung §. 464) ist nicht
als Privatklage im Sinne dieses Gesetzes zu erachten.

§. 71.

In dem Verfahren auf erhobene Privatklage sind:

1.
in den Fällen des §. 66 Nr. 1, 2, 3, sowie bei Zurückweisung
von Beschwerden gegen die ebendaselbst bezeichneten
Entscheidungen

2
Mark,

2. im Falle des §. 67 Abs. 1 4
Mark,

und, wenn eine Beweisaufnahme stattgefunden hat 8
Mark,

3. im Falle des §. 67 Abs. 2 2
Mark,

4. in den Fällen des §. 68 1
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Mark,

5. für Zurückweisung einer Privatklage 3
Mark,

6. für Verwerfung einer Beschwerde über Zurückweisung einer
Privatklage

3
Mark.

zu erheben.

§. 72.

Bei Zurücknahme einer Privatklage vor Beginn der Hauptverhandlung werden 2 Mark
erhoben.

§. 73.

Sind in einer Sache mehrere Personen als Privatkläger oder als Beschuldigte in
derselben Instanz betheiligt, so wird ohne Rücksicht auf die Zahl der Personen das
Doppelte der in den §§. 70 bis 72 bestimmten Gebühren erhoben.

§. 74.

Werden dem Nebenkläger die Kosten eines von ihm eingelegten Rechtsmittels
auferlegt (Strafprozeßordnung §. 441), so sind die Sätze zu erheben, welche nach
Maßgabe der §§. 70, 71, 73 zu erheben sein würden, wenn er als Privatkläger das
Rechtsmittel eingelegt hätte. [677]

§. 75.

Für das Verfahren in den Fällen der §§. 477 bis 479 der Strafprozeßordnung beträgt die
Gebühr in jeder Instanz 5 Mark.

§. 76.

Wird ein Gesuch, ein Antrag, ein Einspruch oder eine Beschwerde vor der
Entscheidung über dieselben, oder wird eine Berufung oder eine Revision vor Beginn
der Hauptverhandlung durch Zurücknahme oder Einstellung des Verfahrens erledigt, so
werden drei Zehntheile der Gebühr erhoben, welche nach Maßgabe der §§. 66 bis 68,
69 Abs. 1, §§. 71, 73 bis 75 für eine zurückweisende Entscheidung zu erheben sein
würde.

§. 77.

Wird die Wiederaufnahme des Verfahrens angeordnet (Strafprozeßordnung §. 410), so
werden, wenn das frühere Urtheil aufrecht erhalten wird, die Gebühren für das neue
Verfahren nach denselben Bestimmungen, wie für das erste Verfahren erhoben. Führt
die Wiederaufnahme zu einer Aufhebung des früheren Urtheils, so gilt für die
Gebührenerhebung das neue Verfahren mit dem früheren Verfahren zusammen als Ein
Verfahren der Instanz.
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§. 78.

Nach Maßgabe der Vorschriften des zweiten Abschnitts werden besonders erhoben:
1. die Gebühren für Akte, welche die Verpflichtung eines Vertheidigers zur
Tragung der durch Verschulden desselben veranlaßten Kosten
(Strafprozeßordnung §. 145) betreffen;
2. die Gebühren für Entscheidungen, welche betreffen:

a) Anträge auf Festsetzung der zu erstattenden Kosten
(Strafprozeßordnung §. 496 Abs. 2);
b) die Vollstreckung einer über eine Vermögensstrafe, eine Buße oder über
Erstattung von Kosten ergangenen Entscheidung (Strafprozeßordnung §§.
495, 496);
c) die Beschwerde gegen eine Entscheidung, durch welche der Verfall
einer zur Abwendung einer Untersuchungshaft oder zur Erlangung eines
Strafaufschubs bestellten Sicherheit ausgesprochen wird
(Strafprozeßordnung §§. 122, 488).

Fünfter Abschnitt. Auslagen.

§. 79.

An baaren Auslagen werden erhoben:
1. die Schreibgebühren;
2. die Post- und Telegraphengebühren; [678]
3. die durch Einrückung einer Bekanntmachung in öffentliche Blätter
entstehenden Kosten;
4. die an Zeugen und Sachverständige zu zahlenden Gebühren;
5. die bei Geschäften außerhalb der Gerichtsstelle den Gerichtsbeamten
zustehenden Tagegelder und Reisekosten;
6. die an andere Behörden oder Beamte oder an Rechtsanwälte für deren
Thätigkeit zu zahlenden Beträge;
7. die Kosten eines Transports von Personen;
8. die Haftkosten nach Maßgabe der für die Strafhaft geltenden
landesgesetzlichen Vorschriften.

§. 80.

Die Schreibgebühren werden für Ausfertigungen und Abschriften erhoben. Die
Schreibgebühr beträgt für die Seite, welche mindestens zwanzig Zeilen von
durchschnittlich zwölf Silben enthält, zehn Pfennig, auch wenn die Herstellung auf
mechanischem Wege stattgefunden hat.
Jede angefangene Seite wird voll berechnet.

§. 80a.

Schreibgebühren werden nicht erhoben:
1. für die von Amtswegen anzufertigenden Ausfertigungen und Abschriften in
den Fällen der §§. 4, 6, 16, 45, 47, 57, sofern in denselben keine Gebühren zu
erheben sind;
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2. für die Benachrichtigung von dem gegen einen Zahlungsbefehl erhobenen
Widersprüche (Civilprozeßordnung §. 694);
3. für den Vollstreckungsbefehl (Civilprozeßordnung §. 699);
4. für die Vollstreckungsklausel (Civilprozeßordnung §. 725);
5. für das Zeugniß der Rechtskraft und für das Zeugniß, daß innerhalb der
Nothfrist ein Schriftsatz zur Terminsbestimmung nicht eingereicht sei
(Civilprozeßordnung §. 706).

§. 80b.

Für die von Amtswegen bewirkten Zustellungen werden baare Auslagen nicht erhoben.
Die Erhebung der Schreibgebühr für die Ausfertigungen und Abschriften des
zuzustellenden Schriftstücks wird hierdurch nicht ausgeschlossen.

Sechster Abschnitt. Kostenvorschuß und Kostenzahlung.

§. 81.

In bürgerlichen Rechtsstreitigkelten ist ein Gebührenvorschuß für jede Instanz von
dem Antragsteller zu zahlen. Der Vorschuß beträgt soviel wie die höchste Gebühr,
welche für einen Akt der Instanz zum Ansatze kommen kann. [679]
Diese Verpflichtung besteht auch für den Widerkläger und im Falle wechselseitig
eingelegter Rechtsmittel für jede Partei, in beiden Fällen unter getrennter Berechnung
der Streitgegenstände.
Bei Erweiterung der Anträge ist der Vorschuß nach Maßgabe der Erweiterung zu
erhöhen.

§. 82.

Im Konkursverfahren ist ein Gebührenvorschuß
1. bei dem Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens,
2. bei der Anmeldung einer Konkursforderung nach dem Ablaufe der
Anmeldefrist,
3. bei dem Antrag auf Anordnung einer Sicherheitsmaßregel in Gemäßheit des §.
197 Abs. 2 der Konkursordnung

von dem Antragsteller zu zahlen.
Der Vorschuß beträgt ebensoviel wie die zu erhebende Gebühr, im Falle der Nr. 1
soviel wie die im §. 53 Abs. 1 bestimmte Gebühr.

§. 83.

In Strafsachen ist von dem Privatkläger oder demjenigen, welcher als Privatkläger eine
Berufung oder Revision einlegt oder eine Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt,
sowie von dem Nebenkläger, welcher eine Berufung oder Revision einlegt, ein
Gebührenvorschuß von 10 Mark für die Instanz zu zahlen.
Im Falle des §. 75 beträgt der Vorschuß 5 Mark.

§. 84.
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Außer dem Gebührenvorschuß (§§. 81 bis 83) ist bei jedem Antrag auf Vornahme einer
Handlung, mit welcher baare Auslagen verbunden sind, ein zur Deckung derselben
hinreichender Vorschuß von dem Antragsteller zu zahlen.
Diese Vorschußpflicht besteht in Strafsachen nur in dem Verfahren auf erhobene
Privatklage und für den Nebenkläger, welcher sich eines Rechtsmittels bedient.
Die Ladung und Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen auf Antrag des
Privatklägers oder des Nebenklägers kann von der vorgängigen Zahlung eines zur
Deckung der erwachsenden Auslagen hinreichenden Vorschusses abhängig gemacht
werden.

§. 85.

Ausländer, welche als Kläger auftreten, haben das Dreifache des im §. 81 bestimmten
Betrags als Vorschuß zu zahlen.
Diese Verpflichtung tritt nicht ein:

1. wenn nach den Gesetzen des Staates, welchem der Kläger angehört, ein
Deutscher in gleichem Falle zu einer besonderen Vorauszahlung oder zu einer
Sicherstellung der Gerichtskosten nicht verpflichtet ist;
2. im Urkunden- oder Wechselprozesse;
3. bei Widerklagen; [680]
4. bei Klagen, welche in Folge einer öffentlichen Aufforderung angestellt
werden;
5. bei Klagen aus Ansprüchen, welche in das Grund- oder Hypothekenbuch einer
deutschen Behörde eingetragen sind;
6. wenn dem Kläger das Armenrecht bewilligt ist.

Die Verpflichtung besteht auch dann, wenn im Laufe des Rechtsstreits der Kläger die
Eigenschaften eines Deutschen verliert, oder die Voraussetzung, unter welcher der
Ausländer von der Verpflichtung befreit war, wegfällt.
Unter den gleichen Voraussetzungen haben Ausländer in den Fällen des §. 83 Abs. 1
einen Gebührenvorschuß von 30 Mark zu zahlen.
Vor Zahlung des von einem Ausländer nach den vorstehenden Bestimmungen oder den
Bestimmungen der §. 83 Abs. 2, §. 84 zu zahlenden Vorschusses ist die Vornahme
jeder gerichtlichen Handlung abzulehnen, sofern nicht glaubhaft gemacht wird, daß die
Verzögerung dem Ausländer einen nicht zu ersetzenden Nachtheil bringen würde.

§. 86.

Schuldner der entstandenen Gebühren und Auslagen ist derjenige, welchem durch
gerichtliche Entscheidung die Kosten des Verfahrens auferlegt sind, oder welcher
dieselben durch eine vor dem Gericht abgegebene oder demselben mitgetheilte
Erklärung übernommen hat.
Schuldner der Schreibgebühr für Ausfertigungen und Abschriften, welche nicht von
Amtswegen zu ertheilen sind, ist der Antragsteller.

§. 87.

Die durch gerichtliche Entscheidung begründete Verpflichtung zur Zahlung der
Gebühren und Auslagen (§. 86) erlischt, insoweit eine Aufhebung oder Abänderung
der Entscheidung erfolgt.



Die Zurückzahlung bereits bezahlter Beträge findet, soweit der Gebührenansatz
bestehen bleibt, nicht statt.

§. 88.

Sind die entstandenen Gebühren und Auslagen von der einen oder der anderen Partei
durch Uebereinkunft beider Parteien übernommen (§. 86), so haftet jede Partei
wenigstens für die Hälfte derselben.
Diese Haftbarkeit kann erst geltend gemacht werden, wenn eine Zwangsvollstreckung
in das bewegliche Vermögen der nach §. 86 zahlungspflichtigen Partei erfolglos
geblieben ist.

§. 89.

In Ermangelung eines anderen Schuldners (§. 86) ist derjenige, welcher das Verfahren
der Instanz beantragt hat, Schuldner der entstandenen Gebühren und Auslagen. Soweit
es sich jedoch um Auslagen handelt, für welche der Gegner in Gemäßheit des §. 84
Vorschuß zu leisten verpflichtet war, sind diese Auslagen vom Gegner zu erheben.
[681]

§. 90.

Die Verpflichtung zur Zahlung der vorzuschießenden Beträge (§§. 81 bis 85) bleibt
bestehen, wenn auch die Kosten des Verfahrens einem Anderen auferlegt oder von
einem Anderen übernommen sind.

§. 91.

Besteht die Partei aus mehreren Personen, so haften dieselben in Ermangelung einer
gerichtlichen Entscheidung über die Kostenvertheilung nach Kopftheilen.

§. 92.

Durch die Bestimmungen der §§. 81 bis 91 wird eine nach den Vorschriften des
bürgerlichen Rechts oder den Vorschriften der Civilprozeßordnung §. 100 Abs. 4, §.
788, der Konkursordnung §§. 57 bis 60, 142, oder der Strafprozeßordnung §. 498 Abs.
2, §. 503 Abs. 4, §. 504 begründete Verpflichtung zur Zahlung der entstandenen
Gebühren und Auslagen nicht berührt.

§. 93.

Die Gebühren und Auslagen werden fällig, sobald das Verfahren oder die Instanz
durch unbedingte Entscheidung über die Kosten, durch Vergleich oder Zurücknahme
oder anderweite Erledigung beendigt ist.

§. 94.

https://de.wikisource.org/wiki/Civilproze%C3%9Fordnung_(1898)._Erstes_Buch._Allgemeine_Bestimmungen#id-_._100.
https://de.wikisource.org/wiki/Civilproze%C3%9Fordnung_(1898)._Achtes_Buch._Zwangsvollstreckung#%C2%A7._788.
https://de.wikisource.org/wiki/Konkursordnung_(1898)#id-_._57.
https://de.wikisource.org/wiki/Konkursordnung_(1898)#%C2%A7._142.
https://de.wikisource.org/wiki/Strafproze%C3%9Fordnung#%C2%A7._498.
https://de.wikisource.org/wiki/Strafproze%C3%9Fordnung#%C2%A7._503.


In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten kommen folgende besondere Vorschriften zur
Anwendung:

1. Schon vor der Beendigung der Instanz werden mit dem Ablaufe je eines
Jahres seit Bestimmung des ersten Termins oder Stellung des ersten Antrags die
bis dahin entstandenen Gebühren und Auslagen fällig. Die einjährigen Fristen
können auf Antrag von dem Gerichte verlängert werden. Der Ablauf der Fristen
begründet nicht die Zurückforderung eines nicht verbrauchten Vorschusses.
2. In den Fällen einer Widerklage oder wechselseitig eingelegter Rechtsmittel
kann jede Partei, wenn sie das von ihr beantragte Verfahren zurücknimmt, die
getrennte Berechnung der Gebühren und Auslagen für dasselbe und die
Zurückzahlung des von ihr gezahlten nicht verbrauchten Vorschusses fordern.
3. Eine nach §. 47 Abs. 2, §. 48 beschlossene Gebühr kann sofort nach dem
Beschlusse von der in diesem bezeichneten Partei ohne Anrechnung eines
derselben obliegenden Vorschusses erhoben werden.

§. 95.

Im Konkursverfahren können auf die im §. 51 und §. 58 Abs 1 bestimmte Gebühr je
nach dem Fortgange des Verfahrens Abschlagszahlungen erhoben werden.
Die Erhebung der Gebühren und Auslagen kann im Falle des §. 54 sofort nach
Abhaltung des Prüfungstermins oder Zurücknahme der Anmeldung, im Falle des §. 58
Abs. 2 sofort nach Erledigung des Antrags erfolgen. [682]

§. 96.

In Strafsachen werden die Gebühren und Auslagen, welche dem verurtheilten
Beschuldigten zur Last fallen, erst mit der Rechtskraft des Urtheils fällig.

§. 97.

Die Schreibgebühr für Abschriften und Ausfertigungen, welche nicht von Amtswegen
zu ertheilen sind, wird sofort nach Anfertigung der Schriftstücke fällig.
Die Anfertigung kann von vorgängiger Zahlung eines die Gebühr deckenden Betrags
abhängig gemacht werden.

Siebenter Abschnitt. Schlußbestimmungen.

§. 98.

Von Zahlung der Gebühren sind befreit:
das Reich in dem Verfahren vor den Landesgerichten,
die Bundesstaaten in dem Verfahren vor dem Reichsgerichte.

Die landesgesetzlichen Vorschriften, welche für gewisse Rechtssachen oder gewisse
Personen in dem Verfahren vor den Landesgerichten Gebührenfreiheit gewähren,
werden durch dieses Gesetz nicht berührt.
Für das Verfahren vor dem Reichsgerichte kann die Befreiung von Gebühren durch
Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesraths gewährt werden.
Soweit demjenigen, welchem die Gebührenfreiheit zusteht, Kosten des Verfahrens
auferlegt werden (§. 86), sind Gebühren überhaupt nicht zu erheben und erhobene



zurückzuzahlen.

§. 99.

Die Behörden haben einander zum Zwecke der Einziehung von Gebühren und
Auslagen nach näherer Bestimmung der vom Bundesrath zu erlassenden Anweisung
Beistand zu leisten.

§. 100.

Unberührt bleiben die bestehenden Landesgesetze, nach welchen neben der für ein
Urtheil zu erhebenden Entscheidungsgebühr die Registrirungsgebühr für das im
Urtheil festgestellte Rechtsverhältniß zu erheben ist.

§. 101.

Beträgt die Gebühr für die Aufnahme eines Vergleichs oder die auf Grund eines
Anerkenntnisses oder Verzichts erlassene Entscheidung (§§. 23, 41) weniger als die
Gebühr oder Abgabe, welche nach den Landesgesetzen für einen außerhalb des
Rechtsstreits abgeschlossenen Vergleich zur Staatskasse zu erheben sein würde, so ist
der Mehrbetrag der letzteren neben der Entscheidungsgebühr zu erheben.
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